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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Hauptausschuss 26.09.2023 öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 27.09.2023 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

01 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, durch gezielte Maßnahmen bei den 

Stellenbesetzungsverfahren Menschen mit Behinderungen unter Nutzung des Budgets für Arbeit 

nach § 61 SGB IX als städtische Beschäftigte zu gewinnen.  

 

02 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Entwurf des Stellenplans 2024 zusätzliche Stellen für 

Menschen mit Behinderungen vorzusehen, deren Mitfinanzierung über das Budget für Arbeit 

erfolgt.  

 

03 

Der Oberbürgermeister informiert den Hauptausschuss halbjährlich schriftlich über die 

Umsetzung des Beschlusspunkt 01. 

 

 

 

 

31.08.2023, gez. i. A. xxxxx 
Datum, Unterschrift 

 

  

 

Fraktion DIE LINKE. 

    

Titel der Drucksache: 

Stellenbesetzung mit Menschen mit 

Beeinträchtigungen unter Nutzung des 

Budgets für Arbeit nach § 61 SGB IX 

 

Drucksache 1921/23 
 

Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 
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Nachhaltigkeitscontrolling  Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling  Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2023 2024 2025 2026 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

Fristwahrung 

x Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 

 

 

Sachverhalt 

 

Das Budget für Arbeit ist eine Eingliederungshilfe des überörtlichen Sozialhilfeträgers nach § 61 

SGB IX. Es richtet sich an Menschen, die auch ein Anrecht auf eine Beschäftigung in einer 

Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) haben und soll ihnen die Teilnahme am Ersten 

Arbeitsmarkt erleichtern. Mit dem Bundesteilhabegesetz wurde das Budget für Arbeit zum 

Jahresbeginn 2018 bundesweit eingeführt. § 61 SGB IX regelt das Budget für Arbeit als Leistung 

zur Teilhabe am Arbeitsleben. Der Gesetzgeber unterstellt, dass die Regelungen des § 61 SGB IX 

den Anforderungen des Art. 27 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen der Vereinten Nationen gerecht werden. 

 

Das Budget für Arbeit differenziert die Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben in zwei 

Komponenten: 

 

in einen Minderleistungsausgleich für den Arbeitgeber einerseits und in die Aufwendungen zur 

Begleitung und Anleitung für den Beschäftigten andererseits. Beim Budget für Arbeit wird eine 

Geldleistung gewährt, die die „Minderleistung“ des behinderten Menschen um bis zu maximal 75 

% ausgleichen soll. Dabei soll ein Arbeitsverhältnis außerhalb der Werkstatt begründet werden, 

und zwar sowohl in sogenannten Inklusionsbetrieben nach § 215 SGB IX n.F. als auch bei einem 

sonstigen Arbeitgeber. Der Arbeitgeber zahlt die restlichen 25 % des Tariflohns. Grundsätzlich soll 

die Gesamtleistung nicht die Kosten übersteigen, die dem Sozialhilfeträger in einer WfbM 

entstehen (derzeit ca. 1.250,00 € pro Monat). Damit entstehen für die Stadt keine zusätzlichen 

Kosten, weil der 25% Eigenanteil durch Minderausgaben im Bereich „WfbM“ finanziert wird. Mit 

der Beschlussumsetzung würde die Stadt auch für andere Unternehmen bespielhaft und 
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nachahmenswert bei der Inklusion von Menschen mit Behinderungen entsprechend der Ziele des 

Bundesteilhabegesetzes agieren. 
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